
Anregungen  für  Maßnahmen  vor
Jahresende und Vorschau auf 2002
— I. Steuerrecht

Insbesondere  zum Jahresende  ist  darauf  zu  achten,  dass  geplante  Vorhaben
rechtzeitig  ausgeführt  werden,  um damit  auch jene Wirkung zu erzielen,  die
erreicht  werden  soll.  Da  sich  die  letzte  Dezemberwoche  2001  hiefür  aus
Datumsgründen schlecht  eignet,  sollten diese Maßnahmen ehestens getroffen
werden.

I. Steuerrecht

1. Zahlungen noch vor 31. Dezember 2001

Spenden sind höchstens bis 10% des Jahreseinkommens 2000 abzugsfähig, wenn
sie an bestimmte Forschungs- und Lehranstalten bezahlt werden.

Die  sogenannten  Topf-Sonderausgaben  wirken  sich  nur  bis  zu  einer
Einkommensgrenze  von  S  700.000,-  –  auch  das  nur  marginal  –  aus.  Der
Kirchenbeitrag ist bis S 1.000,-, die Steuerberatungskosten, Renten und dauernde
Lasten sind unbegrenzter Höhe abzugsfähig.

Außergewöhnliche  Belastungen  sind  in  der  Regel  um  den  gesetzlich
festgelegten  Selbstbehalt  zu  kürzen  (z.B.  Krankheitskosten,  Zahnbehandlung
etc.). Ab einer 25%igen Erwerbsminderung sind die Kosten der Behinderung ohne
Selbstbehalt  abzugsfähig,  allenfalls  vermindert  um  pflege  bedingte
Geldleistungen.  Unterbringungskosten  im  Alters  heim  sind  bereits  ab  der
Pflegestufe  I  außergewöhnliche  Belastungen.

Aus-  und  Fortbildungskosten:  Fortbildungskosten  sind  grundsätzlich
abzugsfähig.  Ausbildungskosten nur dann,  wenn sie  mit  der  beruflichen oder
verwandten Tätigkeit im Zusammenhang stehen. Aufwendungen für EDV-Kurse
(insbesondere  der  Erwerb  des  ECDL-Computerführerscheines)  sind  immer
abzugsfähige  Ausbildungskosten  (BMF  3.  Juli  2001  Lohnsteuerprotokoll)  Die
Studiengebühren für ein allgemeines Universitätsstudium EUR 363,36 (rund S
5.000,-)  sind  steuerlich  nicht  absetzbar.  Gleiches  gilt  für  Aufwendungen
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allgemeinbildender  Schulen  sowie  für  ein  Zweitstudium an  einer  Universität,
selbst  dann,  wenn  es  eine  wesentliche  Grundlage  für  die  Berufsausbildung
darstellt  (Rz  360  LStR1999).  Berufstätige,  die  im Rahmen ihres  Berufes  ein
Studium,  insbesondere  einen  Fachhochschullehrgang  oder  einen
Hochschulkurs absolvieren, können das Studiengeld und die damit verbundenen
Ausgaben steuerlich geltend machen. Dazu zählen neben den Kursgebühren auch
Skripten,  Fachliteratur,  Fahrt  kosten,  anteilige  PC-Kosten  etc.  Bei
Vorbereitungskursen für eine Berufsreifeprüfung ist  zu unterscheiden,  ob
diese für eine allgemeinbildende oder berufsbildende höhere Schule erfolgen. Nur
im letzten Fall handelt es sich um abzugsfähige Aufwendungen. Für Kinder, die
außerhalb  des  Wohnortes  studieren,  können  die  Eltern  –  bei  Vorliegen  der
entsprechenden  Voraussetzungen  –  �außergewöhnliche  Belastung�  geltend
machen.  Zahlt  der  Arbeitgeber  für  den  Arbeitnehmer  Aus-  und
Fortbildungskosten, sind sie jedenfalls Betriebsausgaben und beim Arbeitnehmer
kein  steuerpflichtiger  Arbeitslohn,  wenn  überwiegend  betriebliche  Interessen
nachgewiesen werden.

Sozialausgaben:  Als  Sachbezüge  sind  beim  Dienstnehmer  steuer-  und
sozialversicherungsfrei:  Bis  S 4.000,-  für Zukunftssicherung,  bis  S 2.550,-  für
Geschenke  (z.B.  Weihnachten,  Geburtstag)  und  bis  S  5.000,-  für
Betriebsveranstaltungen.  Zu  den  Geschenken  an  Dienstnehmer  zählen  auch
Warengutscheine,  die  im Betrieb  des  Arbeitgebers  eingelöst  werden  können.
Auch  Geschenkgutscheine  dürfen  keine  individuelle  Belohnung  darstellen,
sondern  müssen  allen  Arbeitnehmern  oder  Gruppen  von  Arbeitnehmern
zukommen.

Sonstige steuerbegünstigte Maßnahmen an Dienstnehmer

– Die Zinsenersparnis bei zinsverbilligten oder zinsfreien Arbeitgeberdarlehen
bzw. Gehaltsvorschüssen ist bis zu einem Betrag von S 100.0000,- steuer- und
sozialversicherungsfrei. Für darüber hinausgehende Beträge sind Zinsen in der
Höhe  von  4,5%  zu  berechnen  und  unterliegen  der  Lohnsteuer,  DB,  DZ,
Kommunalsteuer  und  Sozialversicherung.

–  Mitarbeiterbeteiligung:  Unentgeltliche  oder  verbilligte  Abgabe  einer
Beteiligung am Unternehmen des Arbeitgebers sind bis zu einem Betrag von S
20.000,- p.a. von Lohnsteuer, Sozialversicherung, DB, DZ und Kommunalsteuer
befreit.



–  Belegschaftsbeteiligungs-Stiftung:  Die  Zuwendungen  des  Stifters
(Arbeitgeber)  sind  in  unbegrenzter  Höhe  abzugsfähig.  Die  Zuwendungen der
Stiftung an die Arbeitnehmer sind bis zu einem Betrag von S 20.000,- p.a. nicht
lohnsteuerbar,  sondern mit  25% KESt endbesteuert.  Darüber hinaus gehende
Beträge sind nach dem Tarif zu besteuern.

– Optionen auf den verbilligten Erwerb einer Beteiligung am Unternehmen des
Arbeitgebers sind bis zu einem Betrag von S 500.000,- begünstigt.

– Pensionskassenbeiträge: Die Arbeitgeberbeiträge sind von der Lohnsteuer,
Sozialversicherung,  DB,  DZ  und  Kommunalsteuer  befreit,  sofern  keine
Bezugsumwandlung vorliegt. Die Arbeitnehmer-Beitragsleistung war bisher mit
der Höhe der Arbeitgeber-Beitragsleistung begrenzt.  Durch eine beabsichtigte
Änderung  des  Betriebspensionsgesetzes  sollen  Arbeitnehmer  auch  höhere
Beiträge ab 2002 einzahlen und damit die Prämienbegünstigung des § 108a EStG
(EUR 1.000,-) ausschöpfen können.

– Pensionsabfindungen  Bei Auszahlungen bis 31. Dezember 2001 bleibt ein
Viertel der Bemessungsgrundlage steuerfrei. Der Rest bis S 125.000,- ist mit dem
Hälftesteuersatz, darüber hinaus nach dem Tarif zu versteuern. Das steuerfreie
Viertel entfällt ab 2002.

– Reinigungskosten für Berufskleidung sind nur dann abzugsfähig, wenn sie
infolge besonderer Verschmutzung höhere Kosten verursachen als für bürgerliche
Kleidung.  So  hat  z.B.  der  VwGH 5.  April  2001,  98/15/0046  die  Kosten  der
Reinigung von Uniformhemden (mit angenähten Rangabzeichen, Polizeiaufschrift,
etc.)  steuerlich  als  nicht  abzugsfähig  anerkannt,  weil  deren  Reinigung  nicht
teurer kommt als andere Hemden.

2. Freibeträge

Forschungsfreibetrag  Der  allgemeine  Freibetrag  beträgt  25%  der
Forschungsaufwendungen. Für erhöhte Forschungsaufwendungen können 35%
geltend gemacht werden.

–  Lehrlingsfreibetrag  In  Teilbeträgen  können  insgesamt  S  60.000,-  geltend
gemacht werden: S 20.000,- bei Beginn, S 20.000,- bei Beendigung und S 20.000,-
bei Lehrabschluss.



– Bildungsfreibetrag

Zusätzlich zu den vom Arbeitgeber bezahlten Aus- und Fortbildungsleistungen,
kann ein Freibetrag von 9% abgesetzt werden.

3. Eigenkapitalzuwachsverzinsung

Für den Eigenkapitalzuwachs des Jahres 2001 kann die fiktive Verzinsung in der
Höhe von 6,2% mit 25% KESt endbesteuert werden. Damit kommt es zu einer
Ersparnis  gegenüber  der  Einkommensteuerprogression  bzw.  der  34%igen
Körperschaftsteuer.

4.  Wertpapierdeckung  Abfertigungsvorsorge:  Zum  31.  Dezember  2001
müssen  österreichische  festverzinsliche  Wertpapiere  im  Nennbetrag  von
mindestens 50% des steuerfreien Betrages per 31. Dezember 2000 vorhanden
sein. Andernfalls ist der Gewinn um 60% der Unterdeckung zu erhöhen.

Pensionsrückstellung: Grundsätzlich gelten die gleichen Bestimmungen wie für
die Abfertigungsvorsorge. Die 50%ige Deckung ist aber auf 20 Wirtschaftsjahre
gleichmäßig verteilt zu erreichen.

5. Investitionen/Abschreibungen

Für Anschaffungen bis 30. Juni 2001 ist die volle, ab 1. Juli 2001 die halbe AfA
anzusetzen.  Von  den  Investitionsbegünstigungen  sind  ab  2001  nur  mehr  die
Übertragung  Stiller  Reserven  von  veräußerten  Anlagegegenständen  auf
Neuinvestitionen  sowie  die  Sofortabsetzung  von  geringwertigen
Wirtschaftsgütern  (S  5.000,-)  übriggeblieben.

Die steuerliche AfA von Gebäuden beträgt ab 2001 per anno:

–  Bis  3%  (für  2000  letztmals  4%)  bei  mindestens  80%  unmittelbar  der
Betriebsausübung  dienenden  Gebäuden.

–  B i s  2 , 5 %  b e i  u n m i t t e l b a r  d e m  B e t r i e b  v o n  B a n k -  u n d
Versicherungsunternehmen dienenden Gebäuden. Dient das Gebäude mindestens
zu 80% dem Kundenverkehr, kann bis zu 3% abgeschrieben werden.

– Bis 2% wenn das Gebäude anderen betrieblichen Zwecken dient.

–  Bis  1,5% bei  Gebäuden,  die  der  Vermietung und Verpachtung dienen.  Die



steuerliche  AfA  für  PKW  beträgt  12,5%  p.a.  Die  AfA-Komponente  in  einer
Leasingrate ist anzupassen bzw. entsprechend aktiv abzugrenzen.

Ein Firmenwert ist steuerlich auf 15 Jahre abzuschreiben.

Der Instandsetzungsaufwand bei Wohngebäuden ist auf 10 Jahre zu verteilen.

Der Herstellungsaufwand bei Wohngebäuden ist über Antrag auf 15 Jahre verteilt
abzuschreiben.

Die Teilwertabschreibung von Beteiligungen ist auf 7 Jahre zu verteilen.

6. Rückstellungen

Rückstellungen  für  ungewisse  Schulden  und  drohende  Verluste  mit  einer
Restlaufzeit von mehr als 12 Monaten (z.B. für Prozesskosten) können zum 31.
Dezember 2001 nur mit 80% des Teilwertes angesetzt werden. Der Gewinn aus
der  Auflösung  von  Altrückstellungen  kann  auf  5  Jahre  verteilt  werden.
Rückstellungen werden steuerlich nur anerkannt, wenn mit dem Entstehen einer
Verbindlichkeit ernsthaft zu rechnen ist. Für Gewährleistungsverpflichtungen ist
eine Rückstellung nur dann zulässig, wenn am Bilanzstichtag die Verpflichtung
besteht, für später hervorkommende Mängel aufkommen zu müssen (VwGH 7.
August  2001,  97/14/0066).  Steuerlich  unzulässig  sind  Pauschalrückstellungen
(z.B. Delkredere-Rückstellung), Rückstellungen für Kosten der Euro-Umstellung,
für Firmenjubiläum und Aufwandsrückstellungen.

Ohne  Einschränkung  können  Rückstellungen  gebildet  werden  für:
Abfertigungsvorsorge,  Pensionsanwartschaften  und  Jubiläumsgelder.  Der
Neuberechnung für die Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Juli 2001 enden, sind
die neuen biometrischen Größen (Tod, Invalidität etc.) zugrunde zu legen. Die
EStR 2000 enthalten in den Rz 3447-3532 einen Katalog der Rückstellungen von
Abis Z, welcher in der Fachliteratur aber als restriktiv fiskalistisch qualifiziert
wird. Beispiel: Eine Rückstellung für die Mietzinsreserve (Rz 3491) wird mit der
Begründung,  dass  es  sich  nur  um  eine  Aufwandsrückstellung  handle,  als
unzulässig  erklärt.  Richtigerweise  handelt  es  sich  aber  um  eine  öffentlich-
rechtliche  Verbindlichkeit,  die  eine  Verbindlichkeitsrückstellung  begründet
(RdW2001/639).

Die Ausgliederung von Abfertigungs- und Jubiläumsgeldverpflichtungen ist in Rz



3369a und 3446a EStR 2000 geregelt. Laut Erlass des BMF vom 3. August 2001
sind diese Bestimmungen auf alle offenen Fälle anzuwenden.

7. Verlustvorträge Ab 2001 können vortragsfähige Verluste nur im Ausmaß von
75% der steuerpflichtigen Einkünfte des betreffenden Jahres verrechnet werden.
Noch nicht verbrauchte Fünftelbeträge aus den Jahren 1998 und 1999 können
auch noch nach 2002 abgezogen werden (BMF 22. Februar 2001). Verluste gehen
daher  nicht  verloren,  sondern  werden  zum  Vortrag  lediglich  auf  spätere
Zeiträume  verschoben.  Die  Verlustverrechnungsgrenze  gilt  nicht  für:
Sanierungsgewinne,  Veräußerungs-  und  Aufgabegewinne  sowie  für
Liquidationsgewinne.

8. Vorsicht bei Verlustbeteiligungen

Weder ausgleichs-  noch (als  Sonderausgabe)  vortragsfähig,  sind Verluste  aus
Beteiligungen, die öffentlich angeboten werden und bei denen die angestrebte
Rendite nach Steuern mehr als das Doppelte der Rendite vor Steuern ausmacht.
Diese Regelung gilt ab 2001 auch für Körperschaften.

Diese  Einschränkung  gi l t  auch  für  Verluste  aus  Betr ieben  mit
Unternehmensschwerpunkt  unkörperlicher  Wirtschaftsgüter  oder  gewerblicher
Vermietung von Wirtschaftsgütern. Davon sind aber Körperschaften grundsätzlich
ausgenommen.  In  beiden  o.a.  Fällen  sind  die  Verluste  nur  mit  positiven
Einkünften aus der gleichen Beteiligung frühestmöglich zu verrechnen, wie dies
schon bisher bei den Wartetastenverlusten (Investitionsfreibetrag) der Fall war.

Mit  Wirkung  ab  31.  Oktober  2000  hat  das  BMF auch  für  Investmentfonds-
Beteiligungen  restriktive  Maßnahmen  zur  Vermeidung  von  negativen
ausschüttungsgleichen  Erträgen  ergriffen  (Rz  6240b  und  c  sowie  6280a
Einkommensteuerrichtlinien  2000).

9. Spekulationseinkünfte

Ein Spekulationsgeschäft liegt vor, wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung und
Veräußerung  bei  Grundstücken  nicht  mehr  als  10  Jahre  (15  Jahre  bei
Fünfzehntel -Absetzung  von  Herstel lungskosten)  bei  anderen
Wirtschaftsgütern,  insbesondere  Wertpapieren,  nicht  mehr  als  1  Jahr
vergangen ist. Spekulationseinkünfte ohne Befristung liegen vor bei: Termin- und
Differenzgeschäften sowie bei Substanzgewinnen von Investmentfonds.



Ausnahmen gibt es für Eigenheime / Eigentumswohnungen, die zwei Jahre als
Hauptwohnsitz gedient haben und für den Verkauf selbst erstellter Gebäude.

Pro Jahr besteht eine Freigrenze von S 6.000,-. Spekulationsverluste sind nur mit
Spekulationsgewinnen im gleichen Jahr ausgleichsfähig.

Neu ab 2001 ist die 5%ige Substanzbesteuerung bei Investmentfonds und die
2,5%ige Sicherungssteuer für ausländische Investmentfonds.

10. Beteiligungsveräußerung

Ab 2001 liegt eine Beteiligungsveräußerung vor, wenn innerhalb der letzten 5
Jahre  die  Beteiligung  mindestens  1%  betragen  hat  (bisher  mehr  als  10%).
Übergangsregelung: Erfolgte der Erwerb von nicht mehr als 10% vor dem 1.
Jänner 1998, kann statt der Anschaffungskosten der gemeine Wert per 1. Jänner
2001 angesetzt  werden.  Es kommt der halbe Steuersatz zur Anwendung.  Als
Beteiligung ist die Substanzbeteiligung zu verstehen (Gewinnbeteiligung und
Stimmrecht sind unbeachtlich; BMF 30. August 2001).


